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                                                            Gottesdienst 2012

                                          zum Tag der verfolgten Homosexuellen

                                                                (10.5.2012)

Text I:

Eine Säule der Homosexuellenverfolgung in Deutschland war die DENUNZIATION homosexueller Männer durch ihre Nachbarn, Kollegen, Vermieterinnen und Hauswirte, durch Soldaten, Hotelportiers, Zech- und Skatbrüder, durch Blockwarte oder Verwalter sozialer Institutionen, durch Verwandte und Bekannte. Ohne deren intensive und unermüdliche Mithilfe hätte die Kriminalpolizei sehr viel weniger Männer, die sich gleichgeschlechtlich betätigt hatten, dingfest machen können.

Folgt man den erhalten gebliebenen Strafakten des Hamburger Staatsarchivs, entsteht der Eindruck, als hätten zahlreiche deutsche Männer und viele deutsche Frauen sich verschworen, ihren schwulen Mitmenschen den Garaus zu machen.

Doch ist diesen Akten bisweilen auch Erfreuliches und Überraschendes zu entnehmen, denn es gab in der Verfolgungszeit gar nicht so wenige Menschen, die schwule Männer nicht denunzierten, die bei Befragungen durch die Kriminalpolizei ausweichend antworteten, die vorgaben, nichts zu wissen, die Beschuldigte schützten, die zu ihren Gunsten manchmal sogar erkennbar logen und die den Verurteilten nach Verbüßung der Strafe aktiv halfen.

Die Strafakten enthalten keinen Hinweis darauf, dass diese Menschen staatlicherseits in Schwierigkeiten geraten wären.

Den verächtlich gemachten und von Partei und Staatsführung als Volksschädling oder gemeinen Verbrecher bezeichneten gleichgeschlechtlich begehrenden Nachbarn, Mieter oder Kollegen nicht anzuzeigen oder während kriminalpolizeilicher Ermittlungen nicht anzuschwärzen, sondern zu schützen, ist gewiss noch keine Widerstandshandlung, noch kein Rettungswiderstand, zeugt aber von Zivilcourage, wäre es doch viel leichter und möglicherweise vorteilhafter gewesen, opportunistisch mit den Wölfen zu heulen und einen „warmen Bruder“ und „Hundertfünfundsiebziger“ zur Strecke zu bringen.
Als stiller und  aktiver Anstand  ist ein solches couragiertes Verhalten bezeichnet worden, zu dem es aus unterschiedlichen Gründen kommen konnte – aus Überzeugung, dass gleichgeschlechtliches Verhalten kein strafwürdiges Vergehen sei, aus Zuneigung zu einem sympathischen Kollegen oder netten Mieter, aus Mitleid für einen Mann, der niemandem etwas Böses getan hat, aber auch aus weniger uneigennützigen Motiven wie dem Wunsch, auf einen zuverlässigen und tüchtigen Mitarbeiter nicht verzichten zu müssen, wobei allerdings zu bedenken ist, dass diese Nützlichkeitserwägungen vielleicht nur dazu dienten, Interventionen zu Gunsten eines Verfolgten und Beschuldigten für Polizei und Justiz nachvollziehbar zu machen.

Im Folgenden werden wir … Beispiele couragierter Hilfe aus Vergangenheit und Gegenwart hören.

Text II:

Werner wurde 1924 geboren und wuchs in äußerst ärmlichen und desolaten Familienverhältnissen in der Lincolnstraße auf St. Pauli auf. Nach der Schulentlassung machte er eine Klempner- und Mechanikerlehre und jobbte nebenbei in einer Kohlenhandlung. Am Wochenende ging er zusammen mit ein paar Kumpeln auf den Strich. Dies führte 1941 zu seiner Verhaftung. Als „Strichjunge übelster Sorte“ wurde er am 20. Mai 1941 zu 15 Monaten Gefängnis (unter Anrechnung der Untersuchungshaft) und zu Schutzaufsicht nach seiner Strafverbüßung verurteilt.
Damit schien Werners Schicksal besiegelt, hätte er nicht einen Lehrherrn gehabt, der sich sowohl vor dem Prozess als auch nach der Verurteilung seines Lehrlings annahm.

Johannes Köhn, 85 Jahre alt, Inhaber einer renommierten Klempner- und Baufirma in der Neustädter Marienstraße, stellte Werner nicht nur ein gutes Zeugnis aus, in dem er sich darüber hinaus bereit erklärte, den jungen Mann nach der Gesellenprüfung zu übernehmen, sondern intervenierte persönlich bei der Jugendgerichtshilfe zu Gunsten seines Lehrlings, den „überdurchschnittliches handwerkliches Können“ auszeichne.
Nach Werners Verurteilung setzte sich Köhn intensiv für die baldige Begnadigung des Jungen ein, weil dieser anderenfalls wegen zu langer Unterbrechung der Lehrzeit seine Gesellenprüfung nicht mehr ablegen dürfe. Köhn fügte seinem Gnadengesuch ein Schreiben der Klempner- und Installateur- Innung Hamburg, unterschrieben vom Innungs-Obermeister Dierks, bei, das Köhns Standpunkt unterstützte.

Nachdem die Staatsanwaltschaft zunächst ablehnend reagiert hatte, erschien Köhn persönlich bei Amtsgerichtsrat Dr. Gütschow, um sich für  seinen Lehrling zu verwenden. Dr. Gütschow war beeindruckt und notierte: Köhn setzte sich „offensichtlich für den Jungen aus ehrlichem Interesse ein, nicht etwa, um eine Arbeitskraft zu gewinnen“. Nach Gütschows Rücksprache mit Klempnerinnung und Staatsanwaltschaft wurde Werner am 31. Dezember 1941 auf Bewährung aus dem Gefängnis entlassen – gerade noch rechtzeitig, um seine Lehre statutengemäß fortsetzen und seine Gesellenprüfung ablegen zu können. 

Werner blieb anschließend in der Firma Köhn, bis er eingezogen wurde. Er überlebte den Krieg.

Text III:

Er muss ein freundlicher und tüchtiger Mann gewesen sein, der 1906 in München geborene und tiefgläubige Max Markmiller. Aufgewachsen bei liebevollen Pflegeeltern, machte er eine Feinmechanikerlehre und wurde Stahltechniker für künstliche Gaumen. Seit 1929 lebte er in Hamburg und arbeitete in der „Werkstatt für zahntechnische Arbeiten H. Lange“ in Lokstedt.
1936 wurde Markmiller wegen gleichgeschlechtlicher Handlungen zu einem Jahr Gefängnis verurteilt; 1939 befand er sich 6 Wochen in Untersuchungshaft; 1941 wurde er abermals wegen Verstößen gegen § 175 verhaftet und wiederum  zu einem Jahr Gefängnis verurteilt
Die 1941 von der Ermittlungshilfe der Strafrechtspflege eingeholten Leumundszeugnisse über den Beschuldigten waren äußerst günstig: Frau Alswede, bei der Markmiller mehrere Monate zur Untermiete gewohnt und die ihn bemuttert hatte, bezeichnete ihn als solide, freundlich, hilfsbereit. Sie wisse nichts Nachteiliges über ihn zu berichten.

Uneingeschränkt positiv fielen die schriftlichen Auskünfte  und das Zeugnis des Arbeitgebers aus. Firmenchef Lange hatte Markmiller sowohl nach seiner ersten Verurteilung als auch nach der sechswöchigen Untersuchungshaft  weiterbeschäftigt. Lange berichtete, dass Markmiller von einigen  Kollegen wegen seiner„früheren Verfehlungen“ gehänselt und „gefoppt“  worden sei. Markmiller habe darunter gelitten und deshalb den Arbeitsplatz wechseln beziehungsweise sich freiwillig zum Heeresdienst melden wollen. „Da wir aber als Wehr-Betrieb auf seine Arbeitskraft nicht verzichten konnten, mussten wir ihm…hierin hindernd im Weg stehen“.  Lange fährt fort: „In unserem Betrieb…fehlt uns durch Markmillers Schicksal eine wichtige Arbeitskraft. Wir würden es sehr begrüßen, wenn diese Zeilen dazu beitragen würden, ihn zu entlasten und ihn bald der Kriegswirtschaft wieder zuzuführen“. Aus diesen Sätzen könnte man schließen, dass sich der Firmeninhaber ausschließlich aus eigennützigen Gründen für Markmiller eingesetzt habe, wenn er nicht schon 1937 und 1939, als seine Firma noch nicht Wehr-Betrieb war, den vorbestraften Homosexuellen Max Markmiller in seiner Firma weitebeschäftigt hätte. Und um sich Mitten im Krieg gegen die freiwillige Meldung eines Mitarbeiters zur Wehrmacht auszusprechen und ihn als wichtige Fachkraft dringend zu reklamieren, bedurfte es schon sehr guter Gründe, auch wenn seine Firma als kriegswichtiger Betrieb anerkannt war.
Markmiller wurde am 10. November 1942 aus der Haft in seine Niendorfer Wohnung entlassen. Um seine Arbeitsstelle brauchte er sich vermutlich keine Gedanken zu machen.

